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Serhat*, ein junger Flüchtling, besucht im zweiten Lernjahr die Deutsch-Intensivklasse an 
den Kaufmännischen Schulen Marburg (KSM). Sein Asylantrag wurde abgelehnt. Wäh-
rend eines Praktikums im Jahr 2023 konnte er eine renommierte Marburger Maler- und La-
ckiererfirma* von seinen Deutschkenntnissen und handwerklichen Fähigkeiten überzeu-
gen. Die Firma hatte ihm zum Ausbildungsjahr 2023/24 einen Ausbildungsvertrag angebo-
ten. Die zuständige Zentrale Ausländerbehörde (ZAB) in Gießen hat dafür aber keine Er-
laubnis erteilt. Jetzt hat die Firma ihr Ausbildungsangebot für das Jahr 2024/25 erneuert. 
Eine Genehmigung durch die ZAB liegt noch nicht vor. Schulleitung und Kollegium der 
KSM stehen voll hinter ihrem Schüler und haben sich bei den Behörden für ihn eingesetzt.

Im Ausländerrecht gibt es unterschiedliche Wege, um trotz des abgelehnten Asylantrags 
eine Arbeits- und sogar eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Humanitäre und wirtschaftli-
che Gründe sprechen dafür. Wie in der Oberhessischen Presse vom 20. März nachzule-
sen ist, sucht das Maler- und Lackiererhandwerk händeringend Nachwuchs.  Aber be-
kanntlich gibt es in Deutschland jede Menge Hardliner, und die wollen Abschiebung um je-
den Preis. 

Noch ist unklar, wie es mit Serhat weitergeht. Darf er seine Ausbildung antreten? Werden 
sich Menschlichkeit und wirtschaftliche Vernunft durchsetzen? Am 1. Mai wissen wir mehr. 
Auf der Mai-Kundgebung des DGB vor dem Marburger Rathaus wird über den Fall 
berichtet. Dann wird auch dieses Transparent zu sehen sein:

Solidarität mit Geflüchteten
Ausbilden statt Abschieben! 

Serhat, seine Lehrerinnen und Lehrer und nicht zuletzt der
Ausbildungsbetrieb werden sich über jede Unterstützung freuen.

* Serhats voller Name und der Ausbildungsbetrieb werden hier bewusst nicht genannt, um 
keinen Anlass für eine erneute Ablehnung der Arbeitserlaubnis zu liefern.


